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Kleinere Autsätze und Gutachten, die sıch mıt den zentralen rechtlichen Aspekten
der Kopftuchproblematik auseinandersetzen, sınd 1n den etzten Jahren 1ın oroßer ahl
geschrieben worden. Von ıhnen unterscheıidet sıch die vorliegende, der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Uniıiversıität öln eingereichte Dissertation Dıss.) adurch,
da{fß s1e 1n umifiassender Wei1ise alle für die Behandlung dieser Frage relevanten OoOrmen
der Reihe nach durchgeht. Als die Dıss vertaßt wurde, hatte das Bundesverwaltungsge-
riıcht AF O02 entschieden, da{ß zulässıg SCWESCH sel, eıner Lehramtsanwärterin
die Eınstellung 1n den Schuldienst 9weıl s1e nıcht bereıt WAal, während des
Unterrichts auf das Tragen eines Kopftuchs verzichten. Als das Bundesverfassungs-
gericht 2003 dieses Urteil aufhob, da für die Nichtzulassung Zu Schuldienst
keıne ausreichende gesetzliche Grundlage gegeben habe, WAar dıe Dıss bereıts fertigge-
stellt; lediglich 1n den Fußnoten hat die Vertasserin Verft.n) nachträglich einıgen
Stellen Hınweıise auf die Karlsruher Entscheidung eingebaut.

Bevor die Arbeit iın die rechtliche Diskussion einste1gt, werden einıge grundlegende
Überlegungen ZU Thema Symbole angestellt. Die ert.n erklärt 1n überzeugender
Weıse, da{fß dıe iınhaltlıche Bestimmung der Bedeutung eines Symbols anhand des objek-
tiıven Empfängerhorizonts erfolgen musse WEn uch Berücksichtigung der
Umstände des jeweiligen Einzeltalls. In den nachtolgenden rechtlichen Untersuchungen
YASHE Frage des Kopftuchs als Eignungsmangel schlägt sıch diese Einsicht allerdings aum
nıeder; S1e sınd vielmehr 1n mehrere Teile gegliedert, Je nachdem, N welcher Motivatıon

iıchkeit und Ausdruck der fraulichen Würde der als Ausdruck des islamiıschen Funda-
heraus eın Kopftuch wırd AUus relıg1ösen Gründen, als Bestandteıil der Persoön-

mentalısmus. Das ın der Praxıs nahezu zwangsläufig begegnende Problem der Mehr-
deutigkeit des Kopftuchs kann be] dieser Weıse des Vorangehens nıcht genügend 1n den
Blick kommen.

In ersier Linıe beschäftigt sıch dıe Dıss mit dem relig1ös motivierten Kopftuch; 605
könne Nn des Rechts aut gleichen Zugang jedem öffentlichen Amt gemäfß Ar-
tikel 33 11 und {I11 des Grundgesetzes keinen Eignungsmangel darstellen. Dieses Dıiıskri-
minıerungsverbot verdiene den Vorrang VOT jenen 1m Grundgesetz verankerten Rechten
unı Rechtsgütern, die ıhm auf den ersten Blıck entgegenstehen könnten; die ert.n Ver-
sucht 1es insbesondere 1mM Hınblick aut die relig1öse Neutralıität des Staates und die
lıg1ösen Freiheitsrechte der Schüler un! ıhrer Eltern nachzuweiısen. Der Spielraum, den
s1e der Lehrerin dabei 1m Hınblick auf ihr religiöses Verhalten offenlassen will, erscheint
jedoch wıdersprüchlich. Da{iß CS Lehrern öffentlichen Schulen nıcht geSLALLEL 1St, für
ıhren Glauben werben, steht außer 7 weitel. Die generelle Aussage der Verft.n,; da{fß e1in
Lehrer Ort nıcht eiınmal seıne „religiöse Meınung außern“ dürte (78 un! 116), geht da-

weıt. Um unverständlicher erscheint 1m Vergleich dazu das Er ebniıs der
Verf.n, da{fß n dem Staat verwehrt sel, das relig1ös motivıerte Iragen des Kop tuchs VO
vornherein als Eignungsmangel werten.

Dıi1e tatsächliche Rechtsentwicklung 1st bekanntlıch inzwıschen andere Wege a
SCIL Als Reaktion auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts haben die Lan
der Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Nıedersachsen unı das Aaar-
and esetze erlassen, durch die das Tragen VO Ko ttüchern durch Lehrerinnen
öffentlichen Schulen verhindert werden soll. Dabe!i ha die Landesgesetze kluger-b
weılse vermieden, das Verbot VO einer bestimmten Motivatıon Zu Iragen des Kopf-
tuchs abhängıg machen. Statt dessen verwenden s1e Formulierungen, die VO OIH-
hereıin mıiıt einer Mehrdeutigkeıit der beanstandeten Symbole rechnen, ELW: indem s1e be1
Lehrern und Lehrerinnen und E - uch be1 anderen Beamten) solche Symbole tür
zulässig erklären, die „den Eindruck eınes Auftretens die Menschenwürde, die
Gleichberechtigung, die Freiheitsgrundrechte der die freiheitlich-demokratische
Grundordnung hervorruten“ können (Baden-Württemberg) der die „objektiv geeıgnet
sind, das Vertrauen in die Neutralıtät der Amtsführung beeinträchtigen“ (Hessen).
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